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OKINAWA UND DIE 
AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK 
DER HATOYAMA-ADMINISTRATION 
Gabriele Vogt, Universität Hamburg 
Anna Wiemann, Universität Hamburg 
Abstract  
After its landslide victory in the Lower House elections of August 2009, the Democratic Party of 
Japan strove for change in Japan’s foreign and security policies. Newly elected Prime Minister 
Yukio Hatoyama challenged the way the forward deployment of US military to Japan was being 
put into practice in Japan. This political conflict was symbolized in the stalling process of re-
locating the US Marines Corps Air Station of Futenma, which is located in Ginowan city, one of 
Okinawa Prefecture’s most densely populated areas. Hatoyama vowed to work for a relocation of 
the Futenma units to a place outside of Okinawa Prefecture, while the US-side insisted on carrying 
out the relocation plan to Henoko, District of Nago in Okinawa, which was agreed upon in 2006 
with the previous administration under the leadership of the Liberal Democratic Party of Japan. 
This paper investigates Hatoyama’s negotiation efforts on the future of Futenma with the Obama 
administration on the one hand and with the local politicians and citizens of Okinawa on the other 
hand. The paper is a qualitative study following the concept of Two-Level Games. It will be argued 
that Okinawa became the symbol of the Hatoyama administration’s struggle (and failure) to imple-
ment Japan’s new foreign and security policy as an equal partner in the alliance with the US. 
1 Einleitung 
Die Regierungsübernahme der Demokratischen Partei Japans (DPJ) im August 
2009 versprach auch einen außen- und sicherheitspolitischen Richtungswechsel 
in Japan einzuläuten. Der neugewählte Premierminister Hatoyama Yukio 1 
knüpfte den Erfolg seiner Administration ebenso wie sein eigenes politisches 
Schicksal an eine grundlegende Revision der japanischen Okinawa-Politik. In 
der japanischen Präfektur Okinawa sind zwei Drittel des in Japan auf der Grund-
1 匙ኡ⭡㌰ཛ (*1947); Mitglied des japanischen Unterhauses seit 1986; 2009 zum Vorsitzen-
den der Demokratischen Partei Japans gewählt; Japans Premierminister von 16.09.2009 bis
02.06.2010.
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lage des mit den USA geschlossenen Sicherheitsvertrages 2  stationierten US-
Militär-Einheiten angesiedelt (OCK, 2010: 1–3). Hatoyama schrieb sich insbe-
sondere die Implementierung der 1996 in bilateralen Gesprächen3 beschlossenen 
Verlegung des US-Marinestützpunkts Futenma aus der städtischen Region Gino-
wan an einen Ort außerhalb der Präfektur Okinawa auf die Fahnen. Die Verle-
gung des Stützpunktes Futenma war zwar 2006 in einem bilateralen japanisch-
amerikanischen Abkommen, der sogenannten Roadmap for Realignment Imple-
mentation (Saihen jisshi no tame no Nichibei no rōdomappu ޽㐘ᇏᯭȃǴȖȃ
ᰕ㊣ȃɵόɑɦɋɟ)4 bekräftigt worden; allerdings wurde dabei als Ersatz-
standort die Küstenregion von Henoko im Regierungsbezirk Nago und damit 
eine Region innerhalb der Präfektur Okinawa – allen lokalen Protesten (Vogt, 
2005a) zum Trotz – benannt (MOFA, 2006). Der in den Gesprächen von 1996 
noch zentrale Gedanke, durch eine Verlegung des Stützpunktes Futenma eine 
grundlegende Entlastung der Bevölkerung Okinawas herbeizuführen, war damit 
hinfällig geworden. Die Auswahl des Standorts Henoko zu revidieren bei gleich-
zeitiger Auflösung des Stützpunktes Futenma in Ginowan sollte zum zentralen 
Baustein der neuen Okinawa-Politik Hatoyamas werden. Dazu mußte ein neuer 
möglicher Standort für den Stützpunkt außerhalb der Präfektur Okinawa 
gefunden werden. Dieses Unterfangen erwies sich als “gordischer Knoten”, den 
der Premierminister nicht zu zerschlagen imstande war. Im Juni 2010 trat Hato-
yama von seinem Amt zurück – auch aufgrund seines Scheiterns in der 
Okinawa-Frage (TG, 02.06.2010). 
Die hier vorliegende qualitative Studie beleuchtet die Okinawa-Politik der 
zehnmonatigen Hatoyama-Administration 2009/10 anhand des Konzepts der 
Two-Level Games (Regieren auf zwei Ebenen) nach Robert D. Putnam sowie 
mit Erweiterungen nach Andrew Moravcsik und Peter F. Trumbore. Das Schei-
tern der Hatoyama-Administration, so wird argumentiert, ist begründet im Feld 
der Außen- und Sicherheitspolitik, konkret im Unvermögen der Administration, 
zwei gegensätzliche Ansprüche dieses Politikfelds miteinander in Einklang zu 
bringen. Einerseits den Anspruch der USA, an Japan als engem Bündnispartner 
2  Artikel VI des japanisch-amerikanischen Vertrags über gegenseitige Zusammenarbeit und 
Sicherheit (Treaty of Mutual Cooperation and Security between Japan and the United States 
of America, ᰕ㊣㏿ਸ঄࣋৺ȋᆹޘ؍䳌ᶑ㌴) in seiner revidierten Fassung von 1960 
(MOFA, 1960a).  
3  Dazu den Abschlussbericht des bilateralen Special Action Committee on Okinawa (SACO) 
vom 02.12.1996 (MOFA, 1996). 
4  In den japanischen Medien verbreitet ist die folgende Abkürzung: Zainichi beigun saihen ൘
ᰕ㊣䓽޽㐘. 
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festzuhalten bei, andererseits, gleichzeitigen Bestrebungen der Hatoyama-Ad-
ministration – einem starken innenpolitischen Druck aus Okinawa folgend – den 
status quo der Allianz, manifestiert insbesondere in den Stationierungs-
modalitäten des US-Militärs in Japan, in Frage zu stellen und darüber hinaus 
alternative Sicherheitsmodelle, etwa engere Kooperationen in der Region Asien-
Pazifik voranzutreiben. Okinawa wurde damit 2009/10 zum symbolischen Aus-
tragungsort einer sich verschärfenden Grundsatzdebatte der japanischen Außen-
politik um US-Bindung oder (sicherheits-)politische Regionalisierung in Asien.5
2 Das Modell der Two-Level Games
Der Ansatz der Two-Level Games stellt als spieltheoretische Modellierung eine 
Erweiterung der in der Tradition des Neoinstitutionalismus der internationalen 
Beziehungen stehenden Interdependenztheorie dar. Interdependenz bezeichnet 
dabei die gegenseitige Abhängigkeit von Staaten untereinander: je mehr interna-
tionale Beziehungen ein Staat unterhält – in der Regel eine Folge von Moderni-
sierungsbestrebungen, verbunden mit einem intensivierten wirtschaftlichen 
Austausch zwischen den Staaten –, desto umfassender seine Interdependenz-
strukturen (Jackson / Sørensen, 2003: 112). Aufbauend auf diese Grundannahme 
entwickelten die Politikwissenschaftler Robert Keohane und Joseph S. Nye 
(1987) die Idee der komplexen Interdependenz und schufen damit die Grundlage 
für Gedankenmodelle der Pluralisierung von Politik in Mehr-Ebenen-Systemen: 
Beziehungen zwischen Staaten werden nicht mehr allein von Staatsführern ge-
staltet, sondern werden vielmehr auf verschiedenen politischen Ebenen von einer 
Vielzahl von Akteuren geprägt. Neben staatlichen Akteuren werden internatio-
nale Beziehungen auch von individuellen und kollektiven nicht-staatlichen 
Akteuren beeinflusst (Benz, 2004).  
Der Ansatz der Two-Level Games wurde in den 1980er Jahren vom 
Politikwissenschaftler Robert D. Putnam entwickelt und ermöglicht im Sinne der 
komplexen Interdependenz das methodische Einbeziehen der innenpolitischen 
Ebene in die Analyse internationaler Beziehungen. Putnams Hypothese dabei ist, 
dass nationale und subnationale Akteure danach streben, ihre Interessen gegen-
über der Nationalregierung durchzusetzen; teils kommt es dabei zu Koalitions-
bildung unter diesen Individuen und Gruppen, welche auf Machterhalt und 
5 Zu dieser Grundsatzdebatte beispielsweise BERGER / MOCHIZUKI / TSUCHIYAMA, 2007, 
KATZENSTEIN / SHIRAISHI, 2006, sowie SAMUELS, 2007.
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-mehrung abzielt. Auf der internationalen Ebene sind die Nationalregierungen 
wiederum bestrebt, ihren Handlungsspielraum zur Durchsetzung von nationalen 
Interessen auszubauen. Sie sind dabei eingeschränkt durch die Vorgaben der 
innenpolitisch einflussreichen Gruppen. Die zentralen Handlungsträger, insbe-
sondere die Regierungschefs, müssen somit ihr Handeln stets an den Konse-
quenzen für beide Ebenen orientieren (Putnam, 1988: 434). 
Putnam bezeichnet die Bandbreite aller möglichen auf der nationalen Ebene 
ratifizierbaren Abkommen als win-set. Dabei gilt: je größer das win-set desto 
höher die Wahrscheinlichkeit, dass ein Abkommen geschlossen wird. Denn ein 
Abkommen ist nur möglich, wenn die win-sets beider Seiten Überschneidungen 
aufweisen. Die Größe eines win-sets wird durch die Interessen und die Macht-
verteilung der (sub-)nationalen Gruppen, durch die nationalen politischen Insti-
tutionen und durch die Strategie des Verhandlungsführers bestimmt (Putnam, 
1988: 447). 
Das Modell der strategischen Handlungsmöglichkeiten in Two-Level 
Games nach dem Politikwissenschaftler Andrew Moravcsik (1993) knüpft an 
dieses Konzept der win-sets an und stellt die Interaktionen zwischen den betei-
ligten Verhandlungspartnern ins Zentrum der Analyse. Es fasst die Möglich-
keiten der Interaktion zwischen dem Verhandlungsführer und seiner nationalen 
Wählerschaft, den Verhandlungsführern untereinander, sowie die Möglichkeiten 
der Einflussnahme des Verhandlungsführers auf die nationale Ebene seines Geg-
ners und die Interaktion zwischen beiden nationalen Konstituenten zusammen. 
Nach Moravcsiks Modell versuchen alle beteiligten Akteure, die win-sets ihrer 
Gegner aber auch ihr eigenes zu beeinflussen. Verhandlungsführer haben gene-
rell ein Interesse daran, das win-set ihrer Gegner zu erweitern, da sie so die 
Wahrscheinlichkeit der Durchsetzung ihrer eigenen Ziele erhöhen. Was ihr eige-
nes win-set betrifft, so ist zwar ein großes win-set vorteilhaft bei der Ratifizie-
rung des Abkommens, es schwächt aber gleichzeitig die eigene Aus-
gangsposition in den Verhandlungen. Auch nationale und subnationale Gruppen 
versuchen in Two-Level Games Einfluss zu nehmen, indem sie etwa danach 
streben auf der nationalen Ebene eine Vormachtstellung aufzubauen oder indem 
sie transnationale Allianzen mit (sub-)nationalen Gruppen der Gegenseite bilden, 
durch die sie die nationale Unterstützung des Verhandlungsgegners zu stärken 
oder zu schwächen trachten (Moravcsik, 1993: 32). Es ergibt sich damit fol-
gendes Bild der Handlungsmöglichkeiten: 
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Abbildung 1: Strategische Handlungsmöglichkeiten in Two-Level Games aus der Sicht des Staates A 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Moravcsik (1993: 32). 
Neben politischen Interessengruppen kann in Two-Level Games auch die öffent-
liche Meinung in den verhandelnden Staaten entscheidend die Handlungsspiel-
räume der Verhandlungspartner beeinflussen. Die öffentliche Meinung kann zu 
einem Hindernis werden, wenn es einen relevanten Unterschied zwischen den 
Präferenzen der Öffentlichkeit und den Präferenzen des Entscheidungsträgers 
gibt, so der Politikwissenschaftler Peter F. Trumbore (1998). Somit hat die 
öffentliche Meinung insbesondere zu Beginn des Verhandlungsprozesses großen 
Einfluss, denn sie steckt die äußeren Grenzen des win-sets ab. Auch gilt, je 
höher das Politisierungs- und Mobilisierungspotential des verhandelten Themas, 
desto entscheidender die öffentliche Meinung für die Verhandlungen (Trumbore, 
1998: 549). Ebenso lässt sich feststellen, dass die öffentliche Meinung insbe-
sondere in außen- und sicherheitspolitischen Fragen sensibel auf die Handha-
bung der Probleme durch den Verhandlungsführer reagiert (Trumbore, 1998: 
550). 
Der vorliegende Aufsatz wird dem Ansatz der Two-Level Games folgend 
die Verhandlungen der Hatoyama-Administration mit einerseits der Administra-
tion des im Jahr zuvor (2008) gewählten US-Präsidenten Barack Obama und 
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andererseits den innenpolitischen Interessengruppen Japans beleuchten. Zu den 
innerjapanischen Interessengruppen zählen dabei allen voran Hatoyamas Partei 
(DPJ) und die Sozialdemokratische Partei Japans (SDP) als zentraler Koalitions-
partner der Hatoyama-Administration. Ebenso die Liberaldemokratische Partei 
Japans (LDP) als größte Oppositionspartei, die Ministerialbürokratie und dabei 
insbesondere das Außen- und das Verteidigungsministerium. Auf subnationaler 
Ebene griff schließlich die Präfekturregierung Okinawas ebenso wie lokale zivil-
gesellschaftliche Gruppen meinungsbildend in die Verhandlungen ein. Auch die 
japanische Öffentlichkeit zeigte sich bei diesem Thema stark polarisiert. Das auf 
diese theoriegeleiteten Vorüberlegungen unmittelbar folgende Kapitel 3 liefert 
Hintergrundinformationen zu den bestehenden Interdependenzstrukturen zwi-
schen Okinawa, Japan und den USA; Kapitel 4 fokussiert sich auf die Position 
der im Jahr 2009 neuen Regierungspartei DPJ in der Okinawa-Frage und eröff-
net damit die innenpolitische Perspektive auf das Potential zu einer Revision der 
Okinawa-Politik. Im anschließenden Kapitel 5 wird der thematische Fokus 
nochmals enger gesetzt und die Verhandlungen zum aktuellen Streitpunkt, 
nämlich der Verlegung des Stützpunktes Futenma, rücken ins Zentrum der Auf-
merksamkeit, bevor schließlich in Kapitel 6 gezeigt wird, welcher Mechanismen 
der Two-Level Games sich die Hatoyama-Administration in den Verhandlungen 
bediente. Das Fazit folgt in Kapitel 7. Es wird argumentiert, dass die Hatoyama-
Administration an ihrem hoch gesteckten Ziel einer “Lösung” der Okinawa-
Frage scheiterte, da die gebündelten Interessen, die win-sets der Verhandlungs-
führer zu keiner Übereinstimmung fanden. Gleichzeitig wird deutlich, dass die 
für Japan in sicherheitspolitischer Hinsicht so zentrale Präfektur Okinawa es 
abermals – das erste Mal wieder seit der Renaissance der Friedensbewegung 
Mitte der 1990er Jahre (Vogt, 2003) – vermochte, die Tagesordnung der 
japanisch-amerikanischen Beziehungen zu dominieren, jedoch – auch dies zum 
wiederholten Male – ohne selbst davon realpolitisch zu profitieren, d.h. insbe-
sondere ohne eine grundlegende Revision der japanischen Stützpunktpolitik 
hervorzurufen. Okinawa symbolisierte darüber hinaus erneut die Schwierigkeit 
der japanischen Politik, sich von den Vorgaben der US-Außenpolitik zu 
emanzipieren.6 
6  Ein erster Versuch der Emanzipation von der US-Außenpolitik geht zurück auf Japans Posi-
tionierung in der China/Taiwan-Frage der späten 1960er Jahre (ACHENBACH, 2012). 
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3 Die Interdependenzstrukturen: Okinawa, Japan und die USA 
Das Geflecht der Beziehungen zwischen den beiden Nationalstaaten USA und 
Japan sowie, als drittem Akteur im Sinne der Two-Level Games der japanischen 
Präfektur Okinawa ist geprägt von gegenseitigen Interdependenzen. Im Kern der 
Interdependenzstrukturen steht das Land Okinawas, welches in einem mehrstu-
figen Pachtverfahren (Vogt, 2003: 71–79) der japanischen Nationalregierung zur 
Verfügung gestellt wird. Diese wiederum reicht es an die USA zur militärischen 
Nutzung weiter. Im Gegenzug dazu besteht die US-Sicherheitsgarantie an Japan7 
und Finanzhilfen seitens der japanischen Nationalregierung an die Präfektur 
Okinawa.8 Zur Verdeutlichung der Hintergründe des gegenwärtigen Disputs um 
die Verlegung des Stützpunktes Futenma sei diesem Teil der Interdependenz-
strukturen in den folgenden Absätzen dieses Kapitels weitere Aufmerksamkeit 
geschenkt: zunächst aus der Perspektive der Nationalregierungen, dann aus der 
Perspektive der Präfektur und schließlich konzentriert auf die neuesten Ver-
handlungsschritte zwischen den beteiligten Partnern. 
Der sicherheitspolitische Handlungsspielraum der japanischen Regierung 
ist durch Artikel IX der japanischen Verfassung eingeschränkt. Im sogenannten 
Friedensartikel verzichtet Japan auf das Recht Krieg zu führen und ein Militär zu 
unterhalten (KKT, 2004). Die nationale Sicherheit wird seitens der USA garan-
tiert, zunächst im bilateralen Sicherheitsvertrag von 1951 (Hughes, 2004: 22), 
später im japanisch-amerikanischen Vertrag über gegenseitige Zusammenarbeit 
und Sicherheit von 1960 (MOFA, 1960a). Japan stellt nicht nur das Land für die 
Stützpunkte bereit, sondern trägt unter dem Schlagwort des omoiyari yosan (ᙍ
ǙșȟҸ㇇, host nation support, Sympathiebudget) auch die Bau- und Un-
terhaltskosten für die Stützpunkte und kommt darüber hinaus für die Pachtzah-
lungen an die Landbesitzer auf. Japan schultert heute etwa drei Viertel der 
Gesamtkosten der Stationierung der amerikanischen Truppen in Japan (Chanlett-
Avery / Cooper / Manyin, 24.03.2011: 10). Für die USA ist es demnach ökono-
mischer, Truppen in Japan zu stationieren als im Heimatland. Dazu kommt die 
geostrategisch zentrale Rolle der Sicherheitsallianz mit Japan für die USA; von 
den Militärbasen in Okinawa ließen sich sogenannte “regional trouble spots” 
(U.S. GAO, 1998: 5) wie die koreanische Halbinsel oder Taiwan schnell 
erreichen. Die Allianz stellt damit einen “anchor of the U.S. security role in East 
7  Artikel V des japanisch-amerikanischen Vertrags über gegenseitige Zusammenarbeit und 
Sicherheit (MOFA, 1960b).  
8  Einen Überblick über bisherige Finanzhilfen bietet VOGT, 2003: 138–156. 
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Asia” (Chanlett-Avery / Cooper / Manyin 24.03.2011: i) dar und ist Teil der 
amerikanischen “strategy of national commitment, forward deployment, and 
regional engagement” (Giarra, 1999: 115) in Ostasien. Das Bündnis mit Japan 
garantiert den USA – in ihrer eigenen Wahrnehmung –, dass sie trotz einer 
zunehmenden Bedeutung Chinas und Indiens der bedeutendste unter den global 
players der internationalen Politik bleiben (U.S. DoD, 2010: iii). 
Von allen in Japan operierenden US-Truppen sind derzeit etwa 68,4% in 
der Präfektur Okinawa, welche lediglich 0,6% des japanischen Territoriums 
ausmacht, stationiert. Im September 2009 lebten etwa 25.000 Soldaten und ihre 
etwa 19.000 Angehörigen in Okinawa. Die Stützpunkte nehmen eine Fläche von 
10,2% der Gesamtfläche der Präfektur ein (OCK, 2010: 1–3). Diese hohe Mili-
tärpräsenz hat soziale, ökologische und ökonomische Konsequenzen für die Prä-
fektur. Im Jahr 1995 kam es zu einer großen Protestwelle gegen die amerikani-
sche Militärpräsenz in Okinawa. Der Auslöser dafür war die Vergewaltigung 
eines 12-jährigen okinawischen Schulmädchens durch drei amerikanische Sol-
daten im September des Jahres. Die Ziele dieser neuen Protestwelle, die von 
verschiedensten zivilgesellschaftlichen Gruppierungen getragen wurde (Tanji, 
2006: 154–155; Vogt, 2012: 21–28), waren eine Verbesserung der öffentlichen 
Sicherheit in Okinawa, eine bessere Verteilung der aus dem Sicherheitsvertrag 
mit den USA erwachsenen Lasten unter den Präfekturen Japans und der baldige 
Abzug des amerikanischen Militärs (Vogt, 2003: 58).  
Die massiven präfekturweiten Proteste Okinawas führten im November 
1995 zur Einsetzung des Special Action Committee on Okinawa (SACO), eines 
japanisch-amerikanischen bilateralen Gremiums, welches Empfehlungen zur Re-
duzierung der Lasten, denen sich die Präfektur Okinawa durch die große Präsenz 
des US-Militärs ausgesetzt sah, ausarbeiten sollte (MOFA, 1996). Im Dezember 
1996 veröffentlichte das SACO seinen Abschlussbericht, der eine Rückgabe von 
21% des Stützpunktlandes in Okinawa an ihre eigentlichen Besitzer vorsah – 
darunter auch der Marineluftwaffenstützpunkt Futenma.9 Gleichzeitig wurde die 
Auflösung Futenmas jedoch an den Bau eines geeigneten Alternativstützpunktes 
geknüpft, der dessen Funktionen voll übernehmen konnte. Schon während der 
Verhandlungen des SACO war von US-amerikanischer Seite der Distrikt Heno-
ko der Stadt Nago im Norden der Hauptinsel Okinawas ins Gespräch gebracht 
9   Der Stützpunkt Futenma ist einer der größten Marineluftwaffenstützpunkte in Japan. Er er-
streckt sich über 500 Hektar in Mitten der dichtbesiedelten Stadt Ginowan (88.000 Ein-
wohner). In der Vergangenheit kam es hier aufgrund der Nähe zu den Häusern der 
Anwohner wiederholt zu Manöverunfällen (PAJON, 2010: 13–14). 
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worden. Anfang 1997 bestätigte die japanische Regierung dies und suchte nach 
Zustimmung zu den Plänen. Im Gegenzug zur Akzeptanz des Stützpunktbaus in 
Henoko versprach sie der Präfektur hohe Wirtschaftsförderungen (Brooks, 2010: 
19–22). Um den Jahreswechsel 1999/2000 schließlich akzeptierten sowohl der 
Gouverneur Okinawas, Inamine Kei’ichi, als auch der Bürgermeister Nagos, 
Kishimoto Takeo, beide LDP-Politiker, den Wunsch des damaligen Premier-
ministers Obuchi Keizō, ebenfalls LDP, als Ersatz für den aufzulösenden 
Stützpunkt Futenma einen sogenannten Heliport, eine der Küste vorgelagerte 
Start- und Landebahn für Militärflugzeuge und -helikopter in der Küstenregion 
Henoko bauen zu lassen. Damit stimmten erstmals in der Geschichte okinawi-
sche Lokalpolitiker einem Stützpunktneubau zu (Vogt, 2005b: 258–260). 
Administrative und im Laufe der Zeit erneut auch wieder politische Schwierig-
keiten bei der Umsetzung dieser Pläne ebenso wie starke Proteste der okina-
wischen Bürger (Vogt, 2005a) führten zu einer Verzögerung bei der Aus-
arbeitung der konkreten Verlegungspläne Futenmas. Erst 2006 im Rahmen der 
Roadmap for Realignment Implementation wurden diese letztlich verabschiedet. 
Die Roadmap sah den Stützpunktbau in Henoko bis 2014 vor; im Gegenzug 
sollten 8.000 Soldaten der Eliteeinheit der Marines von Okinawa nach Guam 
verlegt werden. Die Kosten sowohl für den Bau des neuen Stützpunktes als auch 
für die Verlegung der Marines sollten von Japan übernommen werden (MOFA, 
2006). Der Inhalt der Roadmap mobilisierte einmal mehr den lokalen Wider-
stand (Brooks, 2010: 91–92). Dennoch unterzeichneten Japan und die USA als 
rechtlich bindendes Abkommen noch im Februar 2009, ein halbes Jahr vor dem 
japanischen Regierungswechsel, das sogenannte Guam Agreement (Zaiokinawa 
kaiheitai no Guamu isetsu ni kakaru kyōtei ൘⋆㐴⎧ޥ䲺ȃȸȪɨ〫䁝ȀײȠ
঄ᇊ; MOFA, 2009), das in seinem Inhalt die Roadmap abermals bekräftigte. 
Damit waren der neuen Administration unter DPJ-Führung in der Okinawa-
Frage von Beginn an symbolpolitisch die Hände gebunden. 
4 Die DPJ und Okinawa 
Die Unterhauswahlen am 30. August 2009 endeten für die DPJ mit einem “Erd-
rutschsieg” (Köllner, 2009: 1). Die DPJ gewann mit 308 der 480 Sitze im Unter-
haus die absolute Mehrheit (YS, 31.08.2009). Der Wahlkampfslogan seikenkōtai 
᭯⁙Ӕԓ (Regierungswechsel), mit dem die DPJ 2009 für sich warb, versprach 
einen Bruch mit der bisherigen Struktur der japanischen Politik. Für Japans 
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Außenbeziehungen bedeutete dies zweierlei: Zwar sollte die Partnerschaft mit 
den USA weiterhin das Fundament der Außenpolitik sein, sich aber in Zukunft 
gleichberechtigter gestalten. Um die enge Interdependenz zwischen Japan und 
den USA zu relativieren, sollte Japan darüber hinaus im Rahmen einer East 
Asian Community – nach dem Vorbild der Europäischen Union – ein eigenes 
außenpolitisches Profil entwickeln. Mit diesen beiden Prozessen sollte eine Re-
vision des SOFA und eine Neuverhandlung der Roadmap von 2006 einhergehen 
(DPJ, 2009: 22). 
Im Laufe des Wahlkampfes von 2009 wurde die Verlegung des Stütz-
punktes Futenma zu einem der politischen Hauptthemen (Pohl, 2010: 27). Doch 
bereits im Jahr 2002 hatte die Partei die sogenannte Minshutō 21 seiki Okinawa 
Bijon ≁ѫފˎˍц㌰⋆㐴ɛɀɯɻ (DPJ Okinawa Vision für das 21. Jahr-
hundert) veröffentlicht. Überarbeitete Versionen erschienen in den Jahren 2005 
und 2008. In der Okinawa Vision von 2008 forderte die DPJ die Verringerung 
der amerikanischen Stützpunkte bei gleichzeitigem Aufbau einer sich selbst 
tragenden Wirtschaft, unter anderem auch gefördert durch den Stimulus eines 
Ausbaus Okinawas als Zentrum von Wissenschaft und Forschung (DPJ, 2008: 
3–18). Unter dem Stichpunkt “Verringerung der amerikanischen Stützpunkte” 
forderte das Papier konkret eine Verlegung des Stützpunktes Futenma an einen 
Ort außerhalb der Präfektur, im Idealfall an einen Ort außerhalb des Landes 
(DPJ, 2008: 4). Kurz nach seiner Wahl zum Vorsitzenden der Partei im Mai 
2009 nahm Hatoyama das Thema Futenma in den Wahlkampf auf. So versprach 
er im Juli 2009 auf einer Wahlkampfveranstaltung in Okinawa (RS, 20.07.2009): 
Wenn alle Okinawer bezüglich einer Verlegung [Anm.: Futenmas] außerhalb der Präfektur 
das Gleiche empfinden, dann müssen wir das Minimalziel einer Verlegung außerhalb der 
Präfektur aktiv vorantreiben.  
ⴼཆ〫䁝Ȁⴼ≁ȃ≇ᤱǶǡаǹǿȞȅǃᴰվǼȗⴼཆȃᯩੁǼǃȤȡȤȡȗぽᾥⲴ
Ȁ㹼अȧ䎧ǨǪǿǦȡȅǿȞǿǙ. 
Um sich auch im Oberhaus eine Mehrheit der Sitze zu sichern, trat die DPJ drei 
Tage nach ihrem Wahlsieg bei den Unterhauswahlen 2009 in Koalitionsver-
handlungen mit der Sozialdemokratischen Partei Japans (SDP) und der People’s 
New Party (PNP; AS, 03.09.2009a). Als Ergebnis der Verhandlungen, in denen 
sich vor allem die SDP unbeugsam für die Reduzierung der Lasten in Okinawa 
einsetzte, wurde im Koalitionsvertrag schließlich die folgende Formulierung als 
politische Zielsetzung für die Hatoyama-Administration festgeschrieben (DPJ, 
09.09.2009: 4): 
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[…] zur Reduzierung der Lasten der Bürger Okinawas werden wir eine Revision des Status 
of Forces Agreements vorschlagen und wir werden Maßnahmen zur Überprüfung der 
Roadmap for Realignment Implementation und der U.S.-Stützpunkte in Japan ergreifen. 
[…] ⋆㐴ⴼ≁ȃ䋐ᣵ䔭⑋ȃ㿣⛩ǠȞǃᰕ㊣ൠս঄ᇊȃ᭩ᇊȧᨀ䎧Ǭǃ㊣䓽޽㐘ș൘
ᰕ㊣䓽สൠȃǗȟᯩȀǹǙǻȗ㾻ⴤǬȃᯩੁǼ㠘ȕǄ 
5 Die Verhandlungen in der Futenma-Frage 
Die neue außenpolitische Zielsetzung der frisch gewählten japanischen Regie-
rung stieß mit ihrem zentralen Credo – der angestrebten Verlegung Futenmas an 
einen Ort außerhalb der Präfektur Okinawa – erwartungsgemäß auf Widerstand 
beim amerikanischen Bündnispartner, welcher die Neuaufnahme der Verhand-
lungen um den Ersatzstandort für den Stützpunkt Futenma kategorisch ablehnte 
und auf der Durchführung der Roadmap nach dem darin festgehaltenen Zeitplan 
bestand. Was folgte, war ein Verhandlungsmarathon um die Anpassung der 
Roadmap von 2006 an die Forderungen Okinawas zwischen den Administra-
tionen Hatoyamas und Obamas, der in den kommenden Absätzen in seinen ent-
scheidenden Schritten nachgezeichnet wird. 
Die Verhandlungen lassen sich entlang der Handlungsabläufe der japani-
schen Regierung in vier Phasen einteilen. Die erste Phase der Verhandlungen 
war geprägt von Versuchen, einen Zeitplan aufzustellen, in dessen Rahmen die 
Futenma-Frage gelöst werden könnte und sollte. Dies stellte eine Priorität dar, da 
die Roadmap die Verlegung Futenmas bis 2014 vorsah und die Vorbereitungen 
dazu getroffen werden mussten. In der zweiten Phase suchte die japanische 
Regierung nach einem konsensfähigen Alternativplan zur vorgesehenen Ver-
legung nach Henoko. Am Ende dieser Phase präsentierte die japanische Regie-
rung verschiedene mögliche Pläne, zu denen sie in der dritten Phase Zustim-
mung zu gewinnen versuchte. Als diese Bemühungen scheiterten, ging die 
japanische Regierung schließlich in Phase vier auf die Forderungen der US-Seite 
ein und schloss die Verhandlungen mit einer gemeinsamen Erklärung, welche 
die Roadmap von 2006 abermals bekräftigte. 
Direkt zu Beginn der ersten Phase der Verhandlungen machten die USA 
ihre Position in Bezug auf die Verlegung Futenmas deutlich: die Roadmap solle 
wie geplant durchgeführt werden (AS, 03.09.2009b). Angesichts eines geplanten 
Japan-Besuchs Präsident Obamas im November 2009, erhöhten die USA im 
Oktober den Druck, mit dem sie auf Einigkeit in dieser Frage drängten (YS, 
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14.10.2009). U.S.-Verteidigungsminister Robert Gates drohte, dass ohne einen 
gleichwertigen Alternativstützpunkt zu Futenma auch die im Paket angekündigte 
Verlegung der 8.000 Marines nach Guam hinfällig würde (TDY, 22.10.2009). 
Als sich Anfang November noch keine Lösung abzeichnete, lenkten die USA ein 
Stück weit ein und anlässlich der Japan-Reise Obamas stimmte sie der Einrich-
tung einer bilateralen Arbeitsgruppe zu, die Lösungsvorschläge zu diesem Kon-
flikt erarbeiten sollte (AS, 14.11.2009). Anfang Dezember jedoch erhöhten die 
USA erneut den Druck auf Japan und drohten mit Konsequenzen bei den 
Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum der japanisch-amerikanischen Allianz 
im Januar 2010 (AS, 09.12.2009). Ende Dezember reiste U.S.-Außenministerin 
Hillary Clinton nach Japan und bekräftigte abermals den amerikanischen Stand-
punkt (TDY, 23.12.2009). Im Kabinett Hatoyama traten in dieser Verhandlungs-
phase unterschiedliche Vorstellungen bezüglich des Zeitplans zur Lösung des 
Problems zutage: So sprach sich Außenminister Okada Katsuya (DPJ) für eine 
Lösung noch vor Obamas geplantem Besuch aus, Hatoyama jedoch war daran 
gelegen, das Zeitfenster so groß wie möglich zu halten (JU, 29.10.2009). An-
lässlich des Japan-Besuchs des amerikanischen Präsidenten bat Hatoyama diesen 
um sein Vertrauen (TJT, 20.11.2009). Ende November drängten Außenminister 
Okada und Verteidigungsminister Kitazawa Toshimi (DPJ) darauf, vor Jahres-
ende eine Lösung zu finden. Hatoyama bestand jedoch auch aufgrund des 
Drucks seines Koalitionspartners, der SDP – sie drohte die Koalition zu ver-
lassen – darauf, sich mehr Zeit zu lassen (AS, 01.12.2009b). Daraufhin gab 
Hatoyama bekannt, dass er das Problem bis Ende Mai 2010 lösen wolle (AS, 
15.12.2009). In Okinawa stiegen indes die Hoffnungen auf eine schnelle Verle-
gung Futenmas. Nakaima Hirokazu (parteilos, LDP-nahe), der Gouverneur 
Okinawas, hielt jedoch eine schnelle Verlegung nach Henoko noch für eine gute 
Option (AS, 19.09.2009). Auch Shimabukuro Yoshikazu (parteilos)10, Bürger-
meister der Stadt Nago, befürwortete die Verlegung in seine Stadt. Der Bür-
germeister der Stadt Ginowan, Iha Yōichi (parteilos)11, in der der Stützpunkt 
Futenma liegt, forderte jedoch eine Verlegung des Stützpunktes an einen Ort 
außerhalb Okinawas (JU, 02.10.2009). 12  Am 08. November 2009 fand in 
10  Shimabukuro Yoshikazu erfuhr im Wahlkampf und während seiner Administration Unter-
stützung von der LDP und der New Komeitō. 
11  Iha Yōichi erfuhr über lange Jahre Unterstützung von der SDP, der Japanese Communist 
Party und der Okinawa Social Mass Party. 
12  Zum Thema der Solidarität zwischen einzelnen Lokalpolitikern und/oder zivilgesellschaft-
lichen Gruppen Okinawas auch VOGT, 2005a. 
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Ginowan eine Demonstration mit 21.000 Teilnehmern statt, die ihr “Nein” zur 
Verlegung nach Henoko bekräftigten. 
Zu Beginn der zweiten Verhandlungsphase entspannten sich die Beziehun-
gen zwischen Japan und den USA graduell. Anlässlich des 50-jährigen Jubilä-
ums der japanisch-amerikanischen Allianz betonten die beiden Länder die 
Wichtigkeit des Sicherheitsvertrages. So akzeptierte die amerikanische Außen-
ministerin die von Hatoyama gesetzte Mai-Deadline zur Lösung des Problems 
(AS, 13.01.2010). Als die japanische Regierung im März 2010 den USA einen 
ersten Alternativplan zu Verlegung präsentierte, traf sich Kurt Campbell, der 
stellvertretende US-Außenminister, mit Oppositionsmitgliedern der LDP und 
zeigte sich besorgt ob einer Gefährdung der bilateralen Beziehungen, sollte das 
Problem bis Ende Mai nicht gelöst werden (TDY, 07.03.2010). Die Anerkennung 
der Mai-Deadline durch die amerikanische Seite ermöglichte es der japanischen 
Regierung nach Alternativstandorten für Futenma zu suchen. Doch an jedem 
Ort, der in die Diskussion kam, regte sich sofort heftiger Widerstand und die 
LDP forderte Hatoyamas Rücktritt, sollte er seine selbstgesetzte Frist nicht ein-
halten können (AS, 07.03.2010). Auch der Koalitionspartner SDP kritisierte 
jeden Vorschlag, der eine Verlegung des Stützpunktes innerhalb Japans enthielt 
und drohte wiederholt, die Koalition zu verlassen (AS, 29.03.2010). Die ameri-
kanische Seite lehnte alle Alternativvorschläge ab. In Okinawa stieg unterdessen 
der Widerstand gegen eine Verlegung innerhalb der Präfektur. So wurde im 
Januar 2010 in der Stadt Nago ein neuer Bürgermeister gewählt. Dabei unterlag 
Shimabukuro Yoshikazu, Befürworter des Henoko-Plans dem Gegenkandidaten 
Inamine Susumu, einem erklärten Gegner des Stützpunktbaus im Regierungs-
bezirk Nago (TJT, 26.01.2010). Als schließlich im Februar eine Verlegung 
innerhalb der Präfektur immer wahrscheinlicher erschien, verabschiedete das 
Präfekturparlament in Okinawa geschlossen eine Resolution für eine Verlegung 
an einen Ort außerhalb Okinawas (AS, 24.02.2010). 
In der dritten Verhandlungsphase suchte Hatoyama trotz heftigen Wider-
stands auf allen Seiten weiter nach der Unterstützung der USA und seiner 
Landsleute für etwaige Alternativpläne. Anlässlich des sogenannten Nuklear-
gipfels am 12. und 13. April 2010 in Washington versuchte Hatoyama ein 
bilaterales Treffen mit Obama zu arrangieren. Die US-Administration lehnte 
dies ab, statt dessen bekam Hatoyama beim Abendessen einen Platz neben 
Obama zugewiesen. In der etwa zehnminütigen Konversation der beiden 
meldete Obama Zweifel an Hatoyamas Durchsetzungsfähigkeit an (TDY, 
19.04.2010). Hatoyama verlor nun auch innerhalb seiner Partei den Rückhalt 
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und so knüpfte er die Lösung der Futenma-Frage an seine politische Existenz 
(AS, 24.04.2010):  
Für die Durchsetzung meiner politischen Zielsetzungen, auch für die Verlegung Futenmas, 
bin ich bereit mit meinem Amt zu haften. 
ǮȎǻȃ᭯ㆆȀ㚧ȧ䌝Ǯ㿊ᛏǼ㠘ȨǼǙȠȃȄᖃ❦ȃǨǽǼǃǲȃѝȀᲞཙ䯃〫䁝
ݸȃ୿乼ȗᖃ❦ਜ਼ȓȡǻǙȠǄ 
Anfang Mai reiste Hatoyama nach Okinawa und erklärte Gouverneur Nakaima, 
dass es schwierig sei, Futenma an einen Ort außerhalb Okinawas zu verlegen. 
Um einen politischen Schaden für seine Partei abzuwenden, erklärte er darüber 
hinaus, dass sein Kommentar, ein Ersatzstandort für Futenma müsse außerhalb 
der Präfektur Okinawas gefunden werden, mehr seine Meinung als Privatperson 
gewesen sei, denn ein offizielles Wahlversprechen seiner Partei (TDY, 
07.05.2010). In Okinawa wuchs auch in dieser Phase der Protest weiter. Am 25. 
April  2010 kam es in Yomitan zu einer Demonstration, an der etwa 90.000 
Menschen teilnahmen (AS, 26.04.2010). Um diese Bewegung zu unterstützen, 
und Aufmerksamkeit für die Futenma-Frage in der amerikanischen Öffent-
lichkeit zu erzielen, schaltete ein neu gegründetes japanisch-amerikanisches 
Netzwerk von Stützpunktgegnern in der Washington Post eine ganzseitige An-
zeige mit dem Titel “Would you want 30 military bases in your backyard?” (NO, 
2011). 
In der kurzen letzten Verhandlungsphase erklärte Hatoyama schließlich, 
dass man die amerikanische Seite nicht länger hinhalten dürfe und Japan und die 
USA einigten sich darauf, bis Ende Mai eine gemeinsame Erklärung zu verab-
schieden, welche die Roadmap weitestgehend bestätigen sollte (AS, 20.05.2010). 
Die USA begrüßten diesen Entschluss. Am 28. Mai 2010 verabschiedeten die 
Außen- und Verteidigungsminister der beiden Länder schließlich eine gemein-
same Erklärung, welche die Verhandlungen zu einem vorläufigen Abschluss 
bringen sollte. Als die SDP-Vorsitzende und Verbraucherschutzministerin Fuku-
shima Mizuho sich weigerte, eine entsprechende Kabinettserklärung mitzutra-
gen, entließ Hatoyama sie kurzerhand aus ihrem Ministeramt (TDY, 29.05.2010). 
Die SDP trat daraufhin aus der Koalition aus (AS, 31.05.2010). Nun erhöhte sich 
der Druck auf Hatoyama so sehr, dass er sich gezwungen sah, von seinem Amt 
zurückzutreten. Ihm folgten alle anderen Kabinettsmitglieder (TDY, 03.06.2010). 
Im Verlauf dieser vier hier skizzierten Verhandlungsphasen schwankte in 
der japanischen Öffentlichkeit die Stimmung zwischen Sympathie für Okinawa 
und seine Belastungen einerseits und dem Anerkennen einer Notwendigkeit des 
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Bündnisses mit den USA für die Sicherheit Japans andererseits. Zu Beginn der 
Verhandlungen sympathisierten die Stellungnahmen vieler Journalisten und 
Leser, insbesondere in der liberalen Tageszeitung Asahi Shinbun mit der Seite 
Okinawas. Die Beiträge sahen den Kern der Futenma-Frage in der Struktur der 
Sicherheitsallianz und forderten die Beachtung der Friedensverfassung, die 
Revision des Sicherheitsvertrages und den Abzug des US-Militärs. Viele sahen 
die Sicherheit Japans durch den Aufbau freundschaftlicher Beziehungen zu den 
Nachbarländern ausreichend geschützt (AS, 11.11.2009). Hatoyamas Handhabe 
des Problems wurde jedoch – obwohl eine Mehrheit die Neuverhandlung der 
Roadmap begrüßte – negativ bewertet (TMF, 2009). Gleichzeitig wurde auch die 
Rolle der Medien kritisch betrachtet, da vor allem diese es waren, die Hatoyama 
dazu drängten, eine Frist zur Problemlösung zu benennen (AS, 29.05.2010). Mit 
dem Fortschritt der Verhandlungen meldeten sich vermehrt Sicherheits-
spezialisten zu Wort, die die Wichtigkeit des Abschreckungspotentials des US-
Militärs in Okinawa, vor allem der Marines, insbesondere im Hinblick auf 
Nordkorea und China betonten (AS, 28.01.2010). 
6 Die Two-Level Games der Hatoyama-Administration 
Hatoyamas Ziel in den hier skizzierten Verhandlungen war die Erfüllung seines 
Wahlversprechens, die bilaterale Roadmap neu zu verhandeln und eine Verle-
gung des US-Militärstützpunktes Futenma an einen Standort außerhalb der Prä-
fektur Okinawa zu erwirken. Innenpolitisch fand dieses Vorhaben Unterstützung 
bei den politischen Parteien der Regierungskoalition – DPJ, SDP und PNP – 
sowie unter der Vielzahl von subnationalen Interessengruppen in Okinawa. 
Problematischer gestaltete sich die Situation im Kabinett: Die Minister für 
Äußeres (Okada) und für Verteidigung (Kitazawa) und ihre Ministerialapparate 
zeigten sich bereits zu Beginn der Verhandlungen zögerlich, die bestehende 
Roadmap gegen den Widerstand der USA neu zu verhandeln. Hatoyama selbst 
beklagte im Rückblick, dass ihm während der gesamten Verhandlungsphase der 
Rückhalt dieser beiden zentralen Minister bzw. der beiden Ministerien insgesamt 
fehlte (Norimatsu, 2011). Obwohl die DPJ eine vom Kabinett geführte Politik 
anstrebte, musste sie sich nach ihrem Regierungsantritt doch in zahlreichen 
Bereichen auf die Expertise der Ministerialbürokratie verlassen; es stellte sich 
heraus, dass diese Abhängigkeit in der Tat auch dazu führte, dass die Gespräche 
um eine Neuverhandlung der Roadmap auf der Ministerialebene in Japan nur 
726 GABRIELE VOGT / ANNA WIEMANN 
AS/EA LXVII•2•2013, S. 711–738 
schleppend in Gang kamen (Norimatsu, 2011). Die Opposition, insbesondere die 
größte Oppositionspartei LDP, welche die Roadmap ja noch selbst mitformuliert 
hatte, positionierte sich offen gegen die Revisions-Pläne der neuen Regierung. 
Für Hatoyama stellten die Verhandlungen, allem innenpolitischen Widerstand zu 
Trotz, eine Chance dar, seine Popularität in der Bevölkerung auszubauen. Das 
Futenma-Problem zog und zieht durch seine sicherheitspolitische Komponente 
in der japanischen Öffentlichkeit große Aufmerksamkeit auf sich. Alleine in der 
Asahi Shinbun lassen sich im Zeitraum von September 2009 bis Mai 2010 im 
Durchschnitt etwa 350 bis 400 Artikel pro Monat zu diesem Thema finden. Die 
Mehrheit der Japaner (54%) befürwortete die Neuverhandlung der Roadmap und 
das Ziel einer ebenbürtigeren Beziehung Japans zu den USA (TMF, 2009). 
Trotzdem hielten vor allem die Mitglieder der intellektuellen Elite Japans die 
Allianz mit den USA für unverzichtbar, da sich nach wie vor eine große Mehr-
heit der Bevölkerung (67%) für den Erhalt des Friedensartikels in der Verfas-
sung aussprach, der Japan den Unterhalt einer eigenen Armee untersagt (TMF, 
2010). 
Obamas Ziel in den Verhandlungen war die Durchführung der in der Road-
map festgehaltenen Pläne. Bedingt durch die fragile Sicherheitsarchitektur in der 
Region Asien-Pazifik und den vielfältigen Verpflichtungen und Interessen der 
USA, stellte die Durchführung der Roadmap für die USA die einzige Möglich-
keit dar, zum einen ihren vertraglichen Pflichten nachzukommen, die Gefähr-
dung der Anwohner Ginowans einzuschränken und zum anderen die Opera-
tionalität ihrer Truppen im Pazifik sicher zu stellen (U.S. DoS, 25.03.2010). 
Diese Ansicht teilten – als wichtigste nationale Interessengruppen – auch das 
amerikanische Militär und der Kongress (U.S. HoR, 17.03.2010). In der ameri-
kanischen Öffentlichkeit, die zu diesem Thema weit weniger politisiert war als 
die japanische, wurde die neue Außenpolitik der Hatoyama-Administration kon-
trovers diskutiert. Es gab Experten, die sich für eine kompromissbereitere 
amerikanische Herangehensweise an das Problem aussprachen, aber auch jene, 
für die der Erhalt der Vormachtstellung der USA in der Region im Vordergrund 
stand (Klingner, 2009: 2; TNYT, 21.01.2010). 
Hatoyamas win-set war dadurch, dass es unter den japanischen Interessen-
gruppen auch solche gab, die sich offen für ein Festhalten an der Roadmap 
aussprachen, deutlich weiter gesteckt, als das der USA, welche von der relativen 
Geschlossenheit ihrer Interessengruppen profitierte. In den Verhandlungen prall-
ten diese beiden ungleichen win-sets aufeinander. Hatoyama war daran gelegen, 
sein eigenes win-set zu verkleinern, um einen größeren Druck auf den Ver-
handlungspartner aufbauen zu können. Eine wichtige Rolle spielten hierbei vor 
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allem der wachsende Widerstand in Okinawa und die kompromisslose Haltung 
des Koalitionspartners SDP. Durch sein Wahlversprechen gab Hatoyama den 
Protestgruppen in Okinawa neue Hoffnung auf eine Erfüllung ihrer Forderun-
gen. Das persönliche Engagement und das Verständnis, das er für die Belastun-
gen der lokalen Bevölkerung an den Tag legte, mobilisierte indirekt diejenigen 
Gruppen in Okinawa, die den Stützpunktbau verhindern und eine Reduzierung 
der Militärpräsenz auf der Insel herbeiführen wollten. Die wachsende Mobili-
sierung der Protestbewegung zeigte sich besonders deutlich in den ansteigenden 
Zahlen der Demonstrationsteilnehmer, besonders bei den beiden Großdemon-
strationen im November 2009 und im April 2010. Nach und nach vereinigte sich 
auch die lokale Politik Okinawas hinter den Zielen der Protestbewegung. 
Empfahl Gouverneur Nakaima im September 2009 noch eine schnelle Durch-
führung der Roadmap, so forderte er im Verlauf der Verhandlungen immer 
vehementer die Erfüllung der Wahlversprechen. Auch der Wahlsieg des Stütz-
punktgegners Inamine in der Stadt Nago im Januar 2010 und die Resolution des 
Präfekturparlaments im darauffolgenden Februar gegen eine Verlegung Futen-
mas innerhalb der Präfektur Okinawa waren Anzeichen für diese Entwicklung. 
Neben der erstarkten Protestbewegung in Okinawa trug auch die SDP mit ihrer 
Drohung, die Koalition zu verlassen, sollte das Wahlversprechen nicht erfüllt 
werden, zur Verkleinerung des japanischen win-sets bei. Die Haltung der SDP 
begründet sich in ihrem Grundsatzprogramm: sie ist dem Friedensartikel in der 
japanischen Verfassung in besonderem Maße verbunden, lehnt den Sicherheits-
vertrag mit den USA grundsätzlich ab und hält auch die Selbstverteidigungs-
streitkräfte Japans für verfassungswidrig (SDP, 2006). 
Um das amerikanische win-set zu erweitern, suchten die japanischen In-
teressengruppen auf verschiedenen Ebenen den Kontakt mit ihrer “Gegenseite”. 
So suchte etwa Gouverneur Nakaima im Dezember 2009 den amerikanischen 
Botschafter Roos auf, um ihm den Standpunkt Okinawas zu verdeutlichen (AS, 
01.12.2009a). Die SDP entsandte im Januar 2010 die Unterhausabgeordnete und 
Vorsitzende des Politikforschungsrates der Partei, Tomoko Abe, in die USA, wo 
sie sich unter anderem mit der Kongressabgeordneten aus Guam, Madeleine Z. 
Bordallo traf (AS, 16.01.2010). Auch zivilgesellschaftliche Gruppen in Okinawa 
suchten verstärkt Kontakt zu den USA. Ende Februar 2010 gründete sich – 
initialisiert von japanischen Nichtregierungsorganisationen wie Peace Depot, 
Peace Boat, WWF Japan und Greenpeace Japan – ein Netzwerk verschiedener 
japanischer und okinawischer Gruppen, Akademiker, Schriftsteller, Journalisten 
und Musiker. Dieses Netzwerk mit dem Namen Japan-U.S. Citizens for Oki-
nawa Network (JUCON) fand sein amerikanisches Gegenstück im Network for 
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Okinawa (NO). Das Network for Okinawa gründete sich Anfang März 2010 auf 
eine Initiative des Institute for Policy Studies in Washington hin (JUCON, 
2011). Zu den Mitgliedorganisationen des NO zählen neben anderen die Ame-
rican Conservative Defence Alliance, das Center for Biological Diversity, die 
United Methodist General Board of Church and Society, die Veterans for Peace 
und die Women for Genuine Security. Das erste Ziel dieses transnationalen zivil-
gesellschaftlichen Bündnisses war, das Thema Futenma in den USA bekannter 
zu machen. Dazu sollte die ganzseitige Anzeige in der Washington Post mit dem 
Titel “Would You Want 30 Military Bases in Your Backyard?” dienen, welche 
das Bündnis am 28. April 2010 schaltete. Das Network for Okinawa richtete 
außerdem eine Homepage zur Unterstützung einer “Close the Base”-Kampagne 
ein, auf der amerikanische Bürger eine Petition gegen den Stützpunktbau unter-
zeichnen oder eine Nachricht an einen Kongressabgeordneten schicken konnten 
(NO, 2011). 
Zu Hatoyamas Nachteil auf der nationalen Ebene wirkte sich das Gebaren 
der politischen Opposition aus, die sehr bald seinen Rücktritt forderte; ebenso 
die gespaltene öffentliche Meinung in Japan. Die offene Sympathie vieler Japa-
ner mit dem Anliegen Okinawas verlieh seiner Position zwar zunächst Nach-
druck, doch je mehr sich Sicherheitsspezialisten aus der Wissenschaft in die 
Diskussion einbrachten und dabei auf diverse sicherheitspolitische Bedrohungen 
Japans aufmerksam machten, desto mehr stieg auch eine allgemeine Verunsi-
cherung. Dieser Stimmungsumschwung zumindest eines Teils der Bevölkerung 
begründet sich vor allem auch im Cheonan-Zwischenfall, der die Bedrohungs-
situation abermals vor Augen führte. Ende März 2010 wurde das südkoreanische 
U-Boot Cheonan vor der eigenen Küste von einem nordkoreanischen Torpedo 
versenkt (Suh, 2010: 403). Um der Opposition aber auch der Wählerschaft seine 
Ernsthaftigkeit zu beweisen, forcierte Hatoyama das Einrichten einer bilateralen 
Arbeitsgruppe zu Futenma und ließ sich schließlich auf eine Frist zur Lösung 
des Problems ein. Die Frist, die Hatoyama Ende Dezember bestätigte, diente 
auch dazu, die Wahlen in Nago im Januar abwarten zu können, aus denen – mit 
der Wahl eines Stützpunktgegners zum neuen Bürgermeister – der Premier-
minister selbst schließlich in seiner Verhandlungsposition gestärkt hervorging. 
Darüber hinaus suchte Hatoyama mehrfach den persönlichen Kontakt zu Obama, 
um auf dieser Ebene Verhandlungfortschritte zu erzielen. 
Obama jedoch verweigerte persönliche Beratungen auf der Premiermini-
sterebene und kritisierte die Person Hatoyamas öffentlich. Diese Kritik blieb 
auch in der japanischen Öffentlichkeit nicht ohne Effekt. Auch die wiederholt 
geäußerten Drohszenarien der amerikanischen Unterhändler, wie etwa die Um-
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siedlung der Marines nach Guam abzubrechen oder die Landebahn Futenmas zu 
renovieren und für einen noch längeren Gebrauch einzurichten, verunsicherten 
die japanische Seite. Darüber hinaus wirkten die USA vor allem auf der Mini-
sterialebene auf Japan ein. Am 4. Mai 2011 veröffentlichte die Asahi Shinbun 
eine Artikelserie zu “The Truth Behind Japan-U.S. Ties”, in der sie etwa 7.000 
durch WikiLeaks13 in Umlauf gebrachte diplomatische Depeschen zwischen der 
amerikanischen Botschaft in Tokyo und dem Außenministerium in Washington 
untersuchte. Die Untersuchung ergab, dass die USA bereits vor dem Wahlsieg 
der DPJ auf Schlüsselpersonen in der Partei einwirkten, die daraufhin den ameri-
kanischen Interessen gegenüber aufgeschlossener waren. Sie legt außerdem die 
Vermutung nahe, dass die USA davon ausgingen, dass Tokyo die Roadmap 
bestätigen würde, wenn die USA konsequent alle Alternativvorschläge ablehnen 
würden (AS, 04.05.2011). Auch nach dem Amtsantritt Hatoyamas wirkte die 
USA auf die Ministerial- und Parlamentsebene in Japan ein. So entsandten sie 
etwa im Januar 2010 einen Senator japanischer Abstammung, Daniel Inouye, 
nach Japan, der dort in Gesprächen mit dem Verteidigungsminister, dem Außen-
minister und anderen DPJ-Mitgliedern eine schnelle Lösung des Problems an-
mahnte (AS, 15.01.2010). In einem weiteren Schachzug wirkten amerikanische 
Unterhändler auch auf die japanische Opposition ein: so traf sich beispielsweise 
Kurt Campbell Anfang Mai mit Mitgliedern der LDP und mahnte die Gefähr-
dung der Beziehungen an (TDY, 07.03.2010). 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Hatoyama in den Verhandlun-
gen um die Verlegung Futenmas an einen Ort außerhalb der Präfektur Okinawa 
aufgrund zweier Faktoren scheiterte. Erstens gelang es Hatoyama auf der natio-
nalen Ebene nicht, die Interessengruppen untereinander so zu formen, dass er 
durch ein kleines nationales win-set auf der internationalen Ebene Stärke hätte 
zeigen können. Zwar zogen seine Handlungen eine erstarkte Protestbewegung in 
Okinawa nach sich, die sich auch auf die lokale Politik auswirkte. Ausschlag-
gebend für den Misserfolg der Verhandlungen waren aber die gefestigte Oppo-
sition in den Reihen der eigenen Partei sowie in den Ministerialapparaten und 
die gespaltene öffentliche Meinung in Japan. Der zweite Faktor für Hatoyamas 
Scheitern war das Verhandlungsgeschick der USA und ihre Vormachtstellung in 
Sicherheitsfragen durch die vertraglichen Rahmenbedingungen des japanisch-
amerikanischen Sicherheitsbündnisses. Die USA haben durch geschicktes Ein-
13  WikiLeaks ist eine im Jahr 2007 gegründete internetbasierte Enthüllungsplattform, die unter 
anderem Botschaftsdepeschen veröffentlichte, welche bis dato der Geheimhaltung unter-
lagen. 
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wirken auf Schlüsselgruppen in Japan das japanische win-set weit gehalten, 
während ihr eigenes win-set mit nur einer Lösungsoption während der gesamten 
Verhandlungen denkbar klein war. Dass sie ihr win-set so klein halten konnten, 
verdanken sie der rechtlich bindenden Verträge mit der japanischen Seite und 
der fragilen Sicherheitsarchitektur in der Region. 
7 Fazit 
Die Analyse der Two-Level Games der japanischen Regierung unter Yukio 
Hatoyama in der Futenma-Frage zeigt deutlich die Interdependenzbeziehung 
zwischen Okinawa, Japan und den USA und deren interne Machtzentren, hier in 
aufsteigender Folge gereiht. Die japanische Regierung findet sich eingekeilt im 
Spannungsfeld zwischen den USA und Okinawa und sieht sich sowohl auf der 
(sub)nationalen als auch der internationalen Ebene strategischen politischen Di-
lemmata ausgeliefert. Einerseits muss sie ihre Bündnispflichten den USA gegen-
über einhalten – insbesondere das Bereitstellen von Land zur militärischen 
Nutzung zählt dazu –, andererseits hatte sie die lokalen Bedürfnisse in Okinawa 
zu befriedigen, d.h. eine Erleichterung der Belastungen durch die hohe US-Mili-
tärpräsenz vor Ort schaffen, um die lokale Situation nicht eskalieren zu lassen.  
Hatoyamas Scheitern in der Lösung der Futenma-Frage war insbesondere 
in der Gespaltenheit seiner eigenen Partei und in diversen Machtrangeleien zwi-
schen Politik und Bürokratie begründet. Es manifestierte sich in seinem Rücktritt 
und dem Erlass des Joint Statement vom 28. Mai 2010, welches die Phase der 
konfrontativen Verhandlungen zwischen Japan und den USA beendete. In dem 
Maße, in dem sich die bilateralen japanisch-amerikanischen Beziehungen erhol-
ten, zeichnete sich zwischen der Zentralregierung in Tokyo und der Präfektur 
Okinawa ein Konflikt ab. Kan Naoto wurde am 4. Juni 2010 zum neuen Mini-
sterpräsidenten und damit zu Hatoyamas Nachfolger gewählt. Das neue Manifest 
der DPJ Genkina Nihon o fukkatsu saseru (ݳ≇ǿᰕᵜȧᗙ⍫ǪǰȠ Wieder-
beleben eines gesunden Japans) legte fest, dass das Futenma-Problem den be-
stehenden Verträgen zufolge geregelt werden sollte. Es versprach der Präfektur 
Okinawa Unterstützung für die Entwicklung seiner Wirtschaft (DPJ, 2010: 11). 
Diese Haltung der DPJ hatte auch nach dem Amtsantritt des nächsten Premier-
ministers Noda Yoshihiko am 13. September 2011 weiterhin Bestand (DPJ 
27.02.2012). Das Verhältnis der Zentralregierung zur Präfektur blieb ange-
spannt. Ende 2011 kam es anlässlich der Zustellung des von der japanischen 
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Regierung erstellten Environmental Impact Statements (EIS) zu einer erneuten 
großen Protestwelle in Okinawa.14 Ein weiterer Grund für anhaltenden lokalen 
Protest war und ist auch die Stationierung von Flugzeugen des umstrittenen 
neuen Typs MV-22 Osprey am Stützpunkt Futenma seit Herbst 2012 (TNYT, 
01.10.2012).  
Diese jüngsten Entwicklungen bestätigen, dass die lokale Opposition aus 
den vergangenen Jahren der DPJ-Regierungen (2009–2012) zwar gestärkt her-
vorgegangen ist, die japanische Regierung jedoch seit dem Rücktritt Hatoyamas 
2010 außen- und sicherheitspolitisch wieder in vollem Maße den Ansprüchen 
der USA Folge leistet. Dass die okinawische Opposition in naher Zukunft zu er-
neuten Spannungen in den japanisch-amerikanischen Beziehungen führen wird, 
mag angesichts des Wahlsiegs der LDP Ende 2012 jedoch bezweifelt werden. 
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